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1258 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII.GP 

Bericht 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (935 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Strafvoll­
zugsgesetz an das Strafgesetzbuch angepaßt 

wird (Strafvollzugsanpassungsgesetz) 

Die Bundesregierung hat am 6. November 
1973 den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Strafvollzugsgesetz an das Strafgesetzbuch 
angepaßt wird (Strafvollzugsanpassungsgesetz), 
im Nationalrat eingebracht, der am 8. November 
1973 dem Justizausschuß zur Vorberatung zuge-
wiesen wurde. . 

In seiner Sitzung am 15. Jänner 1974 hat der 
Justizausschuß zur Vorbehandlung der gegenständ­
lichen Regierungsvorlage einen zwölfgliedrigen 
Unterausschuß eingesetzt, dem als Mitgl~eder an­
gehörten: 

von der Sozialistischen Partei österreichs die 
Abgeordneten Anneliese Alb I' e e h t, B le eh :1, 
Dr. Graden'egger, Lona Murowatz, 
Dr. Re i n h art und S k r i t ,e k; 

von der österreichischen Volkspartei die Ab­
geordneten Dr. Hai der, Dr. Hau s 'e r, Doktor 
Kar ase k, DDr. K ö ni g und Wilhelmine 
M 0 s e r 'sowie 

von der Freiheitlichen Pa'rtei österreichs Abge­
ordneter Z 'e i 11 i n ger. 

Zum Vorsitzenden des Unterausschusses wurde 
Abgeordneter Z oe i 11 i n ge r, zum Vorsitzenden­
Stellvertreter Abgeordneter SkI' i t ,e k gewählt. 

Der Unterauss(;huß hat den erwähnten Gesetz­
entwurf am 29. Mai, am 6. Juni und am 3. Jul'i 
1974 in Anwesenheit des Bundesmin~sters für 
Justiz Dr. B rod a beraten und eine Reihe von 
Abänderungen zum Text der Regierungsvorlage 
vorgeschlagen. An den Beratungen nahm auch 
der Abgeordnete pr. E rm a e 0 r a vertretungs­
weise teil. 

Dem Justizausschuß wurde in seiner Sitzung 
am 5. Juli 1974 vom Herichterstatter für den 

Ausschuß, Abgeordnetem Z e i 11 in ger, em 
Bel"icht über das Ergebnis der Beratungen im 
Unterausschuß vorgelegt. Die weitere Ausschuß­
beratung erfolgte unter B,erücksichtigung der vom 
Unt;erausschuß vorgeschlagenen Fassung. 

An den Verhandlungen beteiligten sich die Ab­
geordneten S k r i t e k, Dr. Hau s e r, 
DDr. K ö n i g und der Bundesminister für 
Justiz Dr. BI'O d a. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage in der vom Unterausschuß vorgeschla­
genen Fassung einstimmig angenommen. 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung des 
Gesetzestextes ist diesem Bericht beigedruckt. 

Dazu wird folgendes bemerkt: 

Der Justizausschuß war der Ansicht, daß mit 
dem vorliegenden Gesetz grundsätzlich nur die­
j'enigen Anpassungen vorgenommen werden sol­
len, d~e im Hinblick auf das neue Strafgesetzbuch 
notwendig sind. Die darüber hinaus in der Regie­
rungsvorlage vorgeseheD:en und vom Bundes­
ministerium für Justiz im Zuge der Beratungen 
des Ausschusses zur Erwägung gestellten Ände­
rungen sind daher nur zum Teil aufgegriffen 
worden. Durch die Entscheidung des Aus'schusses, 
weiter,e Punkte derzeit nicht zu behandeln, soll 
jedoch einer weiterreichendenNovellierung des 
Strafvollzugsgesetzes n~cht vorgegriffen werden. 
Ebensowenig sollen die an einzelnen Bestimmun­
gen derzeit vorgenommenen Änderungen ,einer 
künftig.en grundsä,tzlichen überprüfung dersel­
ben Bestimmungen entgegenstehen. 

Zu Art. I Z. 6, 10, 11, 19,20,25,31,38 und 45: 

Die in diesen Bestimmungen ,enthahenen Be­
zugnahmen auf Paragraphen der Regierungsvor­
lage des Strafgesetzbuches mußten den geänderten 
Bezeichnungen der betreffenden Paragraphen im 
diesbezügLichen Gesetzesbeschluß des National­
rates ;mgepaßt werden. 
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2 1258 der Beilagen 

Zu Art. I Z. 7: 

§ 9 StVG geht in seiner bisherigen Fassung 
davon aus, daß die allgemeinen Strafvollzugsan­
stalten grundsätzlich nur zum Vollzug von Frei­
heitsstrafen zuständig sein so11en, del"en Strafz·eit 
ein Jahr übersteigt; lediglich bei den Sonderan­
stalten wird die Möglichkei.t in B·etracht gezogen, 
daß in diesen auch kürzere Strafen vollzogen 
werden können. Insbesondere im Zuge der Be­
mühungen um eine Entlastung der Gefangenen­
häuser des Landesgericht;es für Strafsachen Wien 
hat sich nun gezeigt, daß es verwaltungstechnisch 
nicht zweckmäß'ig ist, die zur Entlastung gedach­
ten Einrichtungen samt und sonders als Außen­
stellen dieser Gefangenenhäuser zu führen; viel­
mehr sollten derartige Einrichtungen gegebenen­
falls auch als selbständige Anstalten, d. h. aber 
als allgemeine Strafvollzugsanstalten g.eführt wer­
den können. Hiefür soll im Gesetz eine einwand­
freie Grundlage geschaffen werden (Abs. 2). So­
weit danach für dre Spl"engel bestJimmter Ge­
fangenenhäuser konkurrier,ende Zuständigkeiten 
zwischen diesen Gefangenenhäusern einerseits und 
Strafvollzugsanstalten anderseits ,entstehen, kann 
die entsprech,ende Abhilf·e so wie schon bisher 
auf dem Verordnungsweg getroffen werden 
(Abs.5). 

Mit der Neuregelung wird einerseits die bis­
.her im Abs. 4 des Paragraphen enthaltene Son­
derregelung für Sonderanstalt.en entbehrlich, weil 
dieser Anstaltstypus nach § 8 Abs. 2 StVG bereits 
im allgemeinen Begriff der Strafvollzugsanstalt 
mitenthalten und daher in der Neux;egelung des 
Abs. 2 mitberücksichtigt ist. Abgesehen davon, 
werden durch die Neufassung des Abs. 2 einige 
textliche Xnderungen in den verbleibenden Abs. 3 
bis 5 (bisher 6 bis 8) erforderlich. Der letzte 
Satz des bisherigen Abs. 8 ist bereits im Hinblick 
auf die schon in der Regierungsvorlage erfolgte 
Auflassung der bezirks gerichtlichen Gefangenen­
häuser als selbständiger Vollzugse~nrichtungen 
entbehrlich geworden; er wäre daher jedenfalls im 
Zuge der nunmehr vorgeschlagenen Neufassun­
gen zu streichen. 

Zu Art. I Z. 10: 

Der Justizausschuß war der Ansicht, daß die 
dem Vollzugsgericht vorbehaltenen Entscheidun­
gen im allgemeinen auch dann von: einem Einzel­
richter getroffen w:erden können, wenn es sich 
um eine Freiheitsstrafe aus einer Strafsache han­
delt, in der in erster Instanz ein Schöff,en- oder 
Geschwornengericht erkannt hat. Die übertra­
gung der Entscheidung auf den Einzelricht;er in 
diesen Fällen ,erscheint einerseits im Interesse 
einer personellen Entlastung der Strafgerichte 
wünschenswert, anderseits ,im Hinblick darauf 
vertretbar, daß die betreffenden Entscheidungen 
im Instanzenzug von einem Dl"eirichtersenat über-

prüft werden können. Die mit einer bedingten 
Entlassung zusammenhängenden Entscheidungen 
(Abs. 2 Z. 10 und 12) sollen jedoch auch in erster 
Instanz weiterhin ein~m DreiI'ichtersenat vorbe­
halten bleiben. 

Zum Entfall des Art. I Z. 10 Buchstabe b, 14, 
17, 25 und 26 der Regierungsvorlage: 

Auf die allgemeinen Ausführungen im Eingang 
des vorliegenden Berichtes wird hingewiesen. 

Zu Art. I Z. 14 bis 48: 

Durch den Entfall der Z. 14, 17, 25 und 26 der 
Regrerungsvorlageund die Einfügung der Z. 19 
ergeben sich gegenüber der Regierungsvorlage· 
eine Reihe von Verschiebungen in der ziffern­
mäßigen Bezeichnung der einzelnen Xnderungen 
des Strafvollzugs gesetzes. 

Zu Art. I Z. 15: 

Die Regierungsvorlage hatte vorgesehen, die 
Höhe des Kos~enbeitrags mit dem Zwanzigfachen 
des höchsten V,ergütungssatzes für die Arbeit 
Strafgefangener festzusetzen. In Anbetracht der 
derzeitigen Höhe der Vergütungssätze erschien 
demgegenüber dem Justizausschuß die Festset­
zung des Kostenbeitrags mit dem Fünfz'ehnfachen 
des in Rede stehenden Vergütungssatzes ange­
messen. 

Zu Art. I Z. 16: 

In den Letzten Jahren ist damit begonnen wor­
den, im Rahmen des Strafvollzuges mit Unter­
stützung des Bundesministeriums für soziaIe Ver­
waltung Lehrgänge zur Berufsausbildung und 
-fortbildung abzuhalten. Im Zusammenhang da­
mit hat sich das Bedürfnis ergeben, die Fragen, 
ob solche Lehrgänge auch innerhalb der Arbeits­
zeit durchgeführt werden dürfen und ob den 
Strafgefangenen für die Teilnahme daran eine 
Vergütung zu gewähren ist, im Gesetz selbst 
ausdrücklich zu regeln. 

Zu Art. I Z. 18: 

Nach der Regierungsvorlage sollte auch eine 
notwendige Entwöhnungsbehandlung eines Straf­
gefangenen im allgemeinen nur mit dessen (aus­
drücklicher) Zustimmung vorgenommen werden 
dürfen. Der Justizausschuß war demgegenüber 
der Ansicht, daß eine solche notwendige Behand­
lung, wenn jhre Durchführung im Hinblick auf 
die Dauer der Strafzeit zweckmäßig ist, von der 
Zustimmung des Strafgefangenen nur insoweit 
abhängig sein sollte, als die Verweigerung der 
Mitwirkung des Gefangenen an der Behandlung 
ihre Einleitung oder Fortsetzung aussichtslos er­
scheinen läßt. 
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1258 der Beilagen 3 

Zu Art. I Z. 21 und 23: 

Der Justizausschuß war der Ansicht, daß mit 
dem grundsätzlichen Wegfall der bisher für den 
Briefverkehr vorges,ehenen zeitlich'en Beschrän­
kungen im allgemeinen auch die bisher vorge­
sehene jeweilige Beschränkung auf den Umfang 
eines Briefbogens entfallen kann. Das Entspre­
chende gilt für die b~sher im § 87 Abs. 3 StVG 
enthaltene Regelung; gehen im Fall angeordneter 
Beschränkungen für 'einen Strafgefangenen Briefe 
in kürzeren Zeitabständen, in größerer Zahl 
oder in größerem 'Umfang ein, als es der getrof­
fenen Anordnung entspricht, so kann die Veran­
lassung des j,e nach den Umständen des Einzel­
falls Erforderlichen dem Anstaltsleiter auch ohne 
eine diese ~eranlassung im ,einzelnen regelnde 
Vorschrift überlassen werden. Der Entfall des 
§ 87 Abs. 3 StVG war auch im Text des § 90 
Abs. 2 StVG zu berücksichtigen. 

Schließlich soll im § 90 Abs. 1 StVG die dort 
bisher enthaltene 'Vorschrift 'entfallen, derzufolg,e 
die Tatsache einer stattgdundenen überprüfung 
von jedem an den Strafgefangenen gerichteten 
oder von' ihm abgesendeten Schreiben zu v'er­
merken ist. Ein solcher Vermerk stünde im 
Widerspruch zu dem Sinn und Zweck einer aus­
schließlich stichprobenweise oder bei Verdacht 
eines Mißbrauchs vorzunehmenden überprüfung. 

Der Justizausschuß war ferner der Ansicht, daß 
die in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
enthaltene Bezugnahme auf das Briefgeheimnis 
im Zusammenhang mit der vorliegenden Neu­
ordnung der überwachung des Briefverkehrs 
außer Betracht zu bleiben hat. 

Zu Art. I Z. 37: 

Der Justizausschuß war der Ansicht, daß bei 
sehr langen Freiheitsstrafen auch ein Entlassungs­
vollzug im zeitlichen Ausmaß von sechs bis zwölf 
Monaten vor dem Zeitpunkt der voraussicht­
lichen Entlassung zweckmäßig sein könnte. 

Nach dem bisher geltenden Recht durfte gegen 
einen Rechtlsbrecher, an dem 'eine lebenslange 
Freiheitsstrafe vollzogen wurde, während dieses 
Vollzuges keine weitere Freiheitsstrafe verhängt 
werden; vielmehr hatte nach den Vorschriften 
der Justizministerialverordnung RGBl. Nr. 89/ 
1860 das Gericht im Fall der Verurteilung eines 
solchen Strafgefangenen an Stelle einer Strafe 
auf eine oder mehrere Strafverschärfung,en zu 
erkennen. Im neuen Strafrecht ist eine ,entspre­
chende Beschränkung der Strafbefugn~sse des Ge­
richtes nicht mehr vorges,ehen. ,Da die Anord­
nung und der Vollzug von Verschärfungen der 
Freiheitsstraf,e den heuti~en kriminalpolitischen 
Vorstellungen widersprechen, soll die erwähnte 
Justizministerialverordnung im Strafrechtsanpas­
sungsgesetz auch ausdrücklich aufgehoben wer­
den. 

Damit ergibt sich die Frage, wann ~m Fall 
einer weiteren Verurteilung eines Strafgefange­
nen, an dem eine lebenslange Freiheitsstrafe voll­
zogen wird, die zeitlichen Voraussetzungen für 
eine allfällige bedingte Entlassung erfüllt sind. 
Das Strafgesetzbuch hat diese Frage offengelas­
s'en. Sie soll daher nunmehr im Strafvollzugs­
gesetz, wo der sachliche Zusammenhang' bei der 
Entscheidung des Vollzugsgerichtes über die vor­
aussichtliche bedingte Entlassung gegeben ist, aus­
drücklich geregelt werden, und zwar dahin­
gehend, daß eine bedingte Entlassung durch Rich­
terspruch jedenfalls nicht vor dem Zeitpunkt 
angeordnet werden darf, in dem auch die z,eit­
lichen Voraussetzungen für eine solche Entlas­
sung aus der später ausg,esprochenen Strafe, ge­
redmet vom Zeitpunkt der Rechtskraft des spä­
teren Strafurteiles, erfüllt sind. 

Zu Art. I Z. 38 (§ 152 StVG): 

Nach Ansicht des Justizausschusses kann bei 
Vorbereitung der Entscheidung über eine be­
dingte Entlassung eine Anhörung der Sicherheits­
behörden im allgemeinen unterbleiben. Nur dann, 
wenn es sich um die bedingte Entlassung einer 
Person handelt, deren Unterbringung in einer 
Anstalt für gefährliche RückfaHstäter (oder in 
einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher, 
vgl. § 167 Abs. 2 StVG) angeordnet ist, sollen 
vor der Entscheidung diejenigen Sicherheitsbe­
hörden gehört werden, in deren Sprengel sich die 
Person zuletzt aufgehalten hat und nach ihrer 
Entlassung voraussichtlich aufhalten wird. 

Zu Art.! Z. 45: 

Zu § 162 StVG: 

Durch die Einfügung des Wortes "auch" am 
Ende des Einganges zum Abs. 2 soll klargestellt 
werden, daß die im folgenden aufgezählten Ent­
scheidungen dem Gericht nicht etwa an Stelle 
der im § 16 Abs. 2 StVG aufgezählten zustehen, 
sondern zusätzlich zu diesen. 

Zu den §§ 164 und 168 StVG: 

Soweit der Vollzug der Unterbringung in einer 
Anstalt für geistig abnorme oder entwöhnungs­
bedürftige Rech,tsbrecher nach § 24 Abs. 1 StGB 
vikar~ierend an die SteHe der über den Rechts­
br,echer zugleich verhängten Freiheitsstrafe tritt, 
hat er auch den im § 20 Abs. 1 letzter Satz StVG 
umschriebenen Strafzweck zu übernehmen. Dies 
soll durch Anfügung je eines entsprechenden 
Absatzes an die §§ 164 und 168 StVG in der 
Fassung der Regierungsvorlage zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Zu § 165 StVG: 

Der Justizausschuß versteht die Bestimmungen 
des Abs. 2 insbesondere auch dahin, daß gegen­
über geistig abnormen Personen Sicherungsmaß-
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4 1258 der Beilagen . 

nahmen wie z. B. die Anlegung einer Zwangsjacke 
nur zu Sicherungszwecken und nicht als Diszipli­
narstraf.e angewendet werden dürf,en. 

Zu § 167 StVG: 

Auf den Bericht zu Art. I Z. 38 (§ 152 StVG) 
wird hingewiesen. 

Zu § 169 StVG: 

Die Frage, ob bei den Maßnahmen nach den 
§§ 21 und 22 StGB den Untergebrachten grund­
sätzlich das Recht eingeräumt werden soll, ihr,e 
eigene Kleidung und Wäsche zu tragen, ist im 
Zuge der Vorber,eitung der Regierungsvorla·~e 
eingehend geprüft und schließlich dahingehend 
entschieden worden, daß eine solche Regelung 
nicht aufgenommen werden soll, weil sie die 
Vollzugspraxis bel:vsten würde, ohne daß di,eser 
Belastung ein entspr,echender Vorteil bei der Er­
reichung der Vollzugsziele gegenüberstünde. In 
dies~ Zusammenhang ist u. a. d:vrauf hinge­
wiesen worden, daß auch bei P,ersonen, d~e sich 
längere Zeit in Krankenanstalten befinden, das 
Tragen einer zweckmäßigen Anstaltskleidung all­
gemein üblich ist. Dementsprechend hat die Regie­
rungsvorlage das eingangs genannte Recht auch 
im Vollzug der Maßnahme nach § 21 StGB nicht 
vorgesehen. Im vorliegenden § 169 ist dagegen 
die Streichung der entsprechenden Bestimmung 
versehentlich unterbli,eben; sie wäl1e daher nun­
mehr nachzuholen. 

Zu Art. II~: 

Die Regierungsvorlage hat für die im Art. III 
hinsichtlich der UnterbringUng geistig abnormer 
Rechtsbrecher getroffene vorläufige Regelung 
keine zeitliche Begrenzung vorgesehen. Wenn­
:gleich der Justizausschuß nicht verkennt, daß 
·diese vorläufige Regelung sachgerecht und ziel­
führend sein wird - dies gilt insbesondere hin-

'sichtlich des vom Ausschuß zur Kenntnis ge­
nOmmenen Vorhabens, wonach auf Grund einer 
mit Zustimmung des Bundesministers für Finan­
zen zu schließenden Vereinbarung zwischen der 
Stadt Wien und dem Bundesminister für Justiz 
mit Bundesmitteln eine entsprechende Modell­
,einrichtung im Rahmen des städtischen Psychia­
-trischen Krankenhauses für den gesamten Bun­
desbereich geschaffen werden soll -, und wenn­
·gleich sich der Ausschuß darüber hinaus der 
Problematik mehrjähriger Fristsetzung bewußt 
ist, so schien es doch zweckmäßig, den Gedanken, 

Dr. Broesigke 
Berichterstatter 

daß es sich bei der in Rede stehenden Regelung 
eben um eine bloß vorläufige handelt, auch 
durch eine Absichtserklärung über die Befristung 
dieser Regelung auszudrücken. 

Zu Art. IV: 

Der Justizausschuß hat zur Kenntnis genom­
men, daß angesichts der vom Bundesministerium 
für Justiz bereits getroffenen Vorkehrungen die 
vorliegende übergangsbestimmung nur benötigt 
wird, um eine gesetzliche Deckung für den vor­
läufigen Vollzug dieser Maßnahme an weiblichen 
Personen in besonderen Abteilungen von Anstal­
ten zum Vollzug von Freiheitsstrafen zu ermög­
lichen, was aus vollzugstechnischen Gründen der­
zeit nicht vermeidbar und in Anbetracht der 
derzeit geringen Zahl der in Betracht kommenden 
Personen auch sachlich vertretbar erscheint. 

Zu Art. V: 

-Der Justizausschuß hat zur Kenntnis genom­
men, daß das Bundesminisnerium für Justiz sich 
im besonderen Maße darum bemühen wird, den 
aus den bisherigen Arbeitshäusern zu entlassen­
den Personen dabei zu helfen, rechtzeitig Vor­
sorge dafür zu treffen, daß sie nach ihrer Ent­
lassung über geeignene Unterkunfts- und Arbeits­
möglichkeiten verfügen. 

Zu Art. VI: 

Unter Bedachtnahme auf den voraussichtlichen 
Zeitpunkt der Verabschiedung des vorliegenden 
Gesetzes muß an Stelle des in der Regierungs­
vorlage für das Inkrafttrenen des Art. V vorge­
sehen gewesenen 1. Juli 1974 der 1. August dieses 
Jahres treten. Zugleich soll zur Vermeidung von 
Mißverständnissen klargestellt werden, daß es in 
diesem Zusammenhang nur darum geht, daß die 
in Z. 1 des Art. V vorgesehenen Gerichtsent­
scheidungen zeitgerech-t getroffen werden kön­
nen. 

Zum Berichterstatter fü'r das Haus wurde Ab­
geordneter Dr. B r 0 es i g ke gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Justiz­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem a n g ,e s chi 0 s sen enG e se t z­
e n t w u r f die V'erfaossungsmäßige Zustimmung 
eneilen. 

Wien, am 5. Juli 1974 

Skritek 
Obmannstellvertreter 

j. 
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.j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Strafvollzugsgesetz an das Straf­
gesetzbuch angepaßt wird (Strafvollzugs­

anpassungsgesetz ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Strafvollzugsgesetzes 

Das Strafvollzugsgesetz, BGBl. Nr. 144/1969, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 480/ 
1971 und Nr. 31/1973 wird wie folgt geändert: 

1. Im Titel werden nach dem Wort "Freiheins­
strafen" die Wörter "und der mit Freiheitsent­
ziehung verbundenen vorbeugenden Maßnah­
men" angefügt; 

2. Der § 1 wird wie folgt geändert: 

a). Nach der Z. 3 wird folgende Ziffer emge­
fügt: 

,,4. U n t erg e b r ach t e r: jede Person, an 
der eine mit Freiheitsentziehung verbundene vor­
beugende Maßnahme vollzogen wird;" 

b) Die bisherige Z. 4 erhält die BezeichilUng 
,,5"; in ihr entfallen die Wörter " ,die alle auf 
Kerkerstrafen oder alle auf Arreststrafen lau­
ten," 

3. Im § 2 werden nach dem Wort "Jugend­
strafvollzug" die Wörter "und für den Vollzug 
der mit Freiheitsentziehung verbundenen vor­
beugenden Maßnahmen an Jugendlichen" einge­
fügt. 

4. Im § 3 Abs. 2 hat der letzte Satz zu lauten: 

"Die Vorführung ist auch anzuordnen, wenn der 
Verurteilte versucht, sich dem Vollzuge der Frei­
heitsstrafe durch die Flucht zu entziehen, wenn 
begründete Besorgnis besteht, daß er das ver­
suchen werde, oder wenn seine Unterbringung 
in einer Anstalt für geistig abnorme oder ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher oder für ge­
fährliche Rückfallstäter angeordnet worden ist." 

5. Der § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 3 tritt in der Z. 1 lit. b an die 
Stelle des Wortes "oder" ein Strichpunkt; nach 
der Z. 2 tritt an die Stelle des Punktes das Wort 
" , oder" und wird folgende Ziffer angefügt: 

,,3. die Unterbringung des Verurteilten in einer 
Anstalt für geistig abnorme oder entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher oder für gefährliche 
Rückfallstäter angeordnet worden ist."; 

im letzten Satz werden nach den Wörtem "Z. 1 
lit. a" die Wörter "oder 3" eingefügt. 

b) Der Abs. 5 entfällt. 

6. Der § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Im ersten Halbsatz des Abs. 1 entfällt nach 
dem Wort "gefährlich" der Beistrich und werden 
folgende Wörter eingefügt: "und ist auch nicht 
seine Unterbringung in einer Anstalt für geistig 
abnorme oder entwöhnungsbedüftige Rechtsbre­
cher oder für gefährliche RückfaUstäter angeord­
net worden,". 

b) Im Abs. 2 tritt an die Stelle des Klammer­
ausdruckes ,,(§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über die 
bedingte Verurteilung 1949)" der Klammeraus­
drum. ,,(§ 51 des Strafgesetzbuches)". 

7. § 9 hat zu lauten: 

"Zuständigkeit 

§ 9. (1) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein 
Jahr übersteigt, sind in der nach § 134 zu be­
stimmenden Strafvollzugsanstalt zu vollzrehen; 
bis zur Bestimmung der zuständigen Strafvoll­
zugsanstalt ist der Strafvollzug j,edoch im Ge­
fangenenhaus eines Gerichtshof,eseinzuleiten. 

(2) Freiheitsst'rafen, deren Strafzeit ein Jahr 
nicht übersteigt, ·sind in den Gefangenenhäusern 
der Gerichtshöf'e oder in Str;tfvollzugsanstalten, 
Freiheitsstrafen, deren Strafzeit drei Monate nicht 
übersteigt, ausschließLich in den Gefang·enenhäu­
sern der Gerichtshöf,e zu vollziehen. Sind Strafen 
in einer Strafvollzugsanstalt zu vollziehen, die 
für die Einleitung des Strafvollzuges nicht ein ge-
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richtet ist, so ist der Strafvollzug <im Gefang,enen­
haus eines Gerichtshofes einzuleiten. Das gleiche 
gilt, wenn es dem Verurteilten im Hinblick auf 
die Entfernung zwischen seinem Wohnsitz oder 
Aufenthalt (Abs. 3) und der Strafvollzugsanstalt 
off,enbar nicht zumutbar ist, die Straf.e in der 
Strafvollzugsanstalt anzutreten. 

(3) Ist der Vollzug einer Freiheitsstrafe im 
Gefangenenhaus eines Gerichtshofes einzuleiten 
oder durchzuführen, so ist öl'tlich zuständig das 
Gefangenenhaus desjenigen Gerichtshofes, in des­
sen Sprengel der Verurteilte seinen Wohnsitz hat. 
Hat der Verurteilte keinen inländischen Wohn­
sitz, so ist der gewöhnliche Aufenthalt des Ver­
urlleilten, in Ermangelung eines solchen Aufent­
haltes im Inland aber jeder andere Aufenthalt 
des Verurteilten im Inland maßgebend. Ist der 
Verurlleilte in gerichtlicher Haft, so ist an Stelle 
des Wohnsitzes, gewöhnlichen Aufenthaltes oder 
Aufenthalues der Ort der Haft maßgebend. 

(4) Besteht für einen Verurteilten kein nach 
Abs. 3 örtlich zuständiges Gefangenenhaus, so ist 
der Sitz des Gerichtes maßgebend, das in erster 
Instanz erkannt hat. 

(5) Das Bundesministerium für Justiz hat durch 
Verordnung die Sprengel der Anstalten zum 
Vollzug von Freiheitsstrafen unter Bedachtnahme 
auf die Grundsätze des Strafvollzuges so festzu­
setzen, daß die zur V:erfügung stehenden Ein­
richtungen am besten ausgenützt werden kön­
nen." 

8. Der § 10 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit drei 
Monate nicht übersteigt, dürfen nur dann in 
Strafvollzugsanstalten vollzogen werden" wenn 
der Verurteilte damit einverstanden ist." 

9. Im § 11 entfallen die Absatzbezeichnung 

,,(1)" und der Abs. 2., 

10. Der § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Der Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 16. (1) Vollzugsgericht ist der in Straf­
sachen tätige Gerichtshof erster Instanz, in dessen 
Sprengel die Freiheitsstrafe vollzogen wird. Die 
Entscheidung steht in den Fällen des Abs. 2 Z. 1 
bis 9 und 11 .einem Einze1richller zu. In den Fällen 
des Abs. 2 Z. 10 und 12 steht slieeiner V,ersamm­
lung von drei Richtern zu, wenn es sich aher aus­
schließlich um den Vollzug einer Freiheitsstrafe 
aus einer Strafsache handelt, in der in erster 
Instanz ein Einzelrichter erkannt hat, emem 
Einzelrichter. " 

b) Im Abs. 2 hat die Z. 10 zu laUben: 

,,10. darüber, ob ein Strafgefangener voraus­
sichtlich bedingt entlassen wird (§ 145 Abs. 2);" 

c) Im Abs. 2 tritt nach der Z. 11 an die Stelle 
des Punktes ein Strichpunkt und wird folgende 
Ziffer angefügt: 

,,12. über die bedingte Entlassung und die 
damit zusammenhängenden Anordnungen, über 
den Widerruf der bedingten Entlassung und dar­
über daß die bedingte Entlassung endgültig ge­
worden ist, soweit in den §§ 179 und 180 nichts 
anderes bestimmt wird (§§ 46, 48 bis 53 und 
56 des Strafg·esetzbuches)." 

11. Im § 18 hat der Abs. 7 zu lauten: 

,,(7) Bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben stehen 
die Vertrauenspersonen Beamten im Sinn des 
§ 74 Z. 4 des Strafgesetzbuches gleich. Sie sind, 
außer wenn sie eine amtliche Mitteilung zu 
machen haben, jedermann gegenüber zur Ver­
schwiegenheit über die in Ausübung ihrer Tätig­
keit gemachten, im Interesse eines Beteiligten 
geheimzuhaltenden Wahrnehmungen verpflichtet. 
Die Verletzung dieser Pflicht ist nach § 301 des 
Strafgesetzbuches zu bestrafen." 

12. Im § 22 Abs. 2 entfallen die Wörter 
"außer den im Strafurteil angeordneten Ver­
schärfungen" . 

13. Der § 23 entfällt. 

14. Der § 28 hat zu lauten: 

"Sprechen 

§ 28. (1) Durch das Sprechen der Strafgefan­
genen mit Personen, die im Strafvollzug tätig 
sind, und mit anderen Strafgefangenen dürf:n 
die Sicherheit und Ordnung, besonders auch 1m 
Arbeitsablauf, nicht gestört werden. Ungehörig 
laute oder unanständige Reden sowie Äußerun­
gen, in denen zu unsittlichen oder strafbaren 
Handlungen aufgefordert wird oder in denen 
solche Handlungen gutgeheißen werden, sind ver­
boten. Während der Ruhezeit hat Stillschweigen 
zu herrschen. 

(2) Die Strafgefangenen dürfen mit Personen, 
die nicht im Strafvollzug tätig sind und mit' 
anderen Strafgefangenen, von denen sie getrennt 
angehalten werden, unbeschadet der Bestimmun­
gen der §§ 21 Abs. 2 und 86 bis 100 sowie. un­
beschadet der Rechte der vorgesetzten Vollzugs­
behörden, des Vollzugsgerichtes und der Voll­
zugskommission nur 'Sprechen, soweit dies im 
Zusammenhang mit der Verrichtung von Arbei­
ten erforderlich ist oder der Anstaltsleiter hiezu 
seine Zustimmung erteilt. Die Zustimmung darf 
nur erteilt werden, wenn dies mit den Zwecken 
des Strafvollzuges vereinbar ist." 
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15. Im § 32 hat der Abs. 5 zu lauten: 

,,(5) Soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt wird, hat jeder Verurteilte für seinen 
Unterhalt (§ 31 Abs. 1) einen Beitrag zu den 
Küsten des Strafvüllzuges in der Höhe des Fünf­
zehnfachen der Arbeitsvergütung j,e Arbeits­
stunde in der höchsten V:ergütungsstufe (§ 52 
Abs. 1) für jeden Tag der Strafzeit zu leisten." 

16. Der bisherige Wür:tlaut des § 48 erhält 
die Absatzbezeichnung ,,(1)"; ihm wird fülgender 
Absatz angefügt: 

,,(2) Lehrgänge zur Berufsausbildung und -fürt­
bildung dürfen auch in der zur Verrichtung vün 
Arbeiten bestimmten Zeit abgehalten werden. 
Strafgefangene, die ansolehen Lehrgängen teil­
nehmen, haben für die damit zugebrachte Zeit 
eine Arbeitsvergütung in der Höhe der mittleren 
Vergütungsstufe (§ 52 Abs. 1 Buchst. c) zu er­
halten." 

17. Dem § 64 Abs. 1 wird folgender Satz an­
gefügt: 

"Hiefür dürfen Strafgefangene auch Gelder ver­
wenden, die ihnen sünst für die Verschaffung 
vün Leistungen im· Strafvollzug nicht zur Ver­
fügung stehen." 

18. Nach § 68 wird folgender Paragraph ein­
gefügt: 

"Entwöhnungsbehandlung eines Strafgefangenen 

§ 68 a. (1) Ein Strafgefangener ist einer Ent­
wöhnungsbehandlung zu unterziehen, 

a) wenn nach der Erklärung des Anstalts­
arztes der Straf.gefangene dem Mißbrauch 
eines berauschenden Mittels üder Sucht­
mit~elsergeben rst und die Behandlung im 
Hinblick auf die Dauer der Strafzeit zweck­
mäßig ist üder 

b) wenn die Strafzeit mehr als zwei Jahre 
beträgt und nur aus diesem Grund vün 
einer Einweisung in eine Anstalt für ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrech,er (§ 22 
des Strafgesetzbuches) abgesehen worden 
ist. 

(2) Von der Einleitung üder Fürtsetzung einer 
Entwöhnungsbehandlung ist abzusehen, wenn der 
V:ersuch einer sülchen Behandlung vün vornher­
ein aussichtslos erscheint oder ihr,e Fürtsetzung 
keinen Erfülg verspräche." 

19. Im § 69 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Wörter "als schwere körperliche Beschädigung 
(§ 152 des Strafgesetzes)" die Wörter "als schwere 
Körperverl~tzung (§ 84 Abs. 1 des Strafges,etz­
buches)". 

20. Im § 72 Abs. 2 treten an die Stelle aer 
Wörter "seiner volljährigen Angehörigen (§ 216 
des Strafgesetzes)" die Wörter "seiner übrigen 
volljährigen Angehörigen (§ 72 des Strafg,esetz­
buches)". 

21. Der §,' 87 wird wie fülgt geändert: 

a) Die Abs.1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Süw~it dieses Bundesgesetz nichts anderes 
bestimmt, dürfen die Strafgefangenen Briefe ohne 
z,eitliche Beschränkung absenden und empfangen. 

(2) Wird durch den außerürdentlichen Umfang 
des Briefverkehrs eines Strafgefangenen die über­
wachung beeinträchtigt, So' hat der Anstaltsleiter 
diejenigen Beschränkungen anzuürdnen, die für 
eine ,einwandfreie überwachung notwendig :.ind.". 

b) Der Abs. 3 entfällt; die bisherigen Abs. 4 
bis 7 erhalten die Absatzbezeichnungen ,,(3)" bis 
,,(6)". . 

22. Im § 89 Abs. 2 tr.itt an die Stelle des 
Würtes "Anstaltsbriefbügen" jeweils das Würt 
"Briefbogen" . 

23. Der § 90 wird wie fo1gt geändert: 

a) Im Abs. 1 treten an die Stelle des bisherigen 
ersten Satzes folgende Sätze: 

,,(1) Der:: gesamte Briefverkehr der Strafge­
fangenen ist insoweit zu überwachen, als dies 
notwe~dig ist, .um unerlaubte Sendungen von 
Geld oder ander:en Gegenständen in B'rief:en zu­
rückzuhalten. Außerdem sind dre von den Straf­
gefangenen'verfaßten Briefe und Eingaben vor' 
ihrer Absenclung und die für sie eingehenden 
Briefe vor ihrer Aushändigung vom Anstaltsleiter 
oder einem vün ihm besünders bestellten Straf­
vüllzugsbediensteten stichprobenweise und an­
sonsten insoweit zu lesen, als dies mit Rücksicht 
auf die psychiatrische üder psycholügische Be­
treuung des Strafgefangenen üder deswegen er­
fürderlich ist, weil der Verdacht besteht, daß 
der Brief nach Abs. 2 zurückzuhalten sein werde." 

b) Im Abs. 1 entfällt der bisherige dritte Satz. 

c) Im Abs. 2 entfallen im ersten Satz die 
Würte "unbeschadet des § 87 Abs. 3 zw,eiter 
Satz". 

24. Im § 103 Abs. 2 wird nach der Z. 1 fol- , 
gende Ziffer. eingefügt: . 

,,1 a. die· Unterbringung eines Strafgefangenen, 
der entweder während der täglichen Arbeit oder 
während einer täglichen Freizeit vün mindestens 
zwei Stunden in Gemeinschaft angehalten wird, 
für die verbleibende Zeit in einem Einzelhaft­
raum;" 
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25. Im § 104 Abs. 1 haben die Z. 1 und 2 zu 
lauten: 

,,1. im Falle der Notwehr (§ 3 des Strafgesetz­
buches); 

2. zur überwindung eines Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt oder eines tätlichen Angriffes 
aufeirren Beamten (§§ 269, 270 des Straf­
gesetzbuches) ;" 

2~. Der § 105 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 6 hat die Z; 1 zu lauten: 

,,1. im Falle der Notwehr (§ 3 des Strafgesetz­
buches) zur Verteidigung eines Menschen;" 

b) Im Abs. 7 treten an die Stelle der Wörter 
"außer dem Fall gerechter Notwehr (§ 2 Abs. 1 
lit. g des Strafgesetzes)" die Wörter "außer dem 
Fall der Notwehr (§ 3 des StrafgesetzbucheS)". 

27. Im § 107 Abs. 3 ,treten an die Stelle der 
Wörter "gerichtlich strafbaren übertretung" je7 
weils die Wörter "in die Zuständigkeit der Be­
zirksgerichte fallenden strafbaren Handlung". 

28. Der § 112 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Das Recht auf Verfügung über das Haus­
geld darf höchstens für die Dauer von vier 
Wochen entzogen und höchstens für die Dauer 
von acht Wochen beschränkt werden. Das Recht 
auf Briefverkehr darf höchstens für die Dauer 
von vier Wochen entzogen oder beschränkt wer­
den. Das Recht auf Besuchsempfang darf höch­
stens in der Weise entzogen oder beschränkt wer­
den, daß der Strafgefangene bis zu dreimal in 
ununterbrochener Folge Zu den sonst vorgese­
henen Zeitpunkten keine oder nur bestimmte 
Besuche empfangen darf." 

29. Im § 118 Abs. 3 treoen an die SteHe der 
Wörter "gerichtlich strafbaren übertretung" die 
Wörter "in die Zuständigkeit der Bezirksgerichte 

. fallenden strafbaren Handlung". . 

30. Der § 126 wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Abs. 2 wird folgender Absatz 
eingefügt: 

,,(3) Die Anordnung, daß ein Strafgefangener 
Arbeiten ohne Bewachung außerhalb der Anstalt 
_und nicht für einen zur Anstalt gehö·renden Wirt­
schaftsbetrieb zu verrichten hat (Freigang), darf 
nur mit Zustimmung des Strafgefangenen getrof­
fen werden." 

b) Der bisherige Abs. 3 erhält die Absatz­
bezeichnung ,,(4)"; an die Stelle des Wortes 
"Kerkerstrafe" treten die Wörter "ein Jahr über­
steigenden Freiheitsstrafe". 

31. Im § 12~ Abs. 1 und 2 treten an die 
Stelle der Wörter "wegen selbstverschuldeter vol­
ler Berauschung (§ 523 des Strafgesetzes)" jeweils 
die Wörter "wegen Begehung einer mit Strafe 
bedrohten Handlung' im Zllstand voller Berau­
schung (§ 287 des Strafgesetzbuches)". 

32. Der bisherige dritte Abschnitt des dritten 
Teiles (§ 130) entfällt. 

33. Die B~eichnung und überschrift des Ab­
schnittes vor dem § 131 haben zu lauten: 

"D r i t t e r A b s c h n i t t 

VOLLZUG VON FREIHEITSSTRAFEN, 
DEREN STRAFZEIT EIN JAHR OBER­

STEIGT" 

34. Im, § 131 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Wortes "Kerkerstrafe" das Wort "Freiheits­
strafe". 

35. Im § 136 Abs. 1 tritt an die SteHe des 
Wortes "Kerkerstrafen" das Wort "Freiheitsstra­
fen". 

36. Der § 144 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Soweit dies nach den Einrichtungen der 
Anstalt möglich ist, sind Strafgefangenen, von 
denen zu erwarten ist, daß sie die Lockerungen 
nicht mißbrauchen werden, im. Entlassungsvoll­
zug eine oder mehrere der folgenden Lockerun­
gen zu gewähren: 

1. Verlängerung der Besuchsdauer bis auf eine 
Stunde; 

2. Beschränkung der überwachung des Besuchs­
empfanges in der Weise, daß die-Dberwachung 
des Inhaltes des Gespräches zwischen dem Straf­
gefangenen und dem Besucher unterbleibt; 

3. Freigang (§ 126 Abs. 3)." 

37. Der § 145 hat zu lauten: 

"Beginn des Entlassungsvollzuges 

§ 145. (1) Der Entl~ssungsvollzug beginnt je 
nach dem Ausmaß der zu vollziehenden Frei­
heitsstrafe drei bis zwölf Monate vor der voraus: 
sichtlichen Entlassung. 

(2) Wird ein Strafgefangener voraussichtlich 
bedingt entlassen, so ist der Zeitpunkt. der vor­
aussichtlichen bedingten Entlassung der Zeitpunkt 
der voraussichtlichen Entlassung im Sinne des 
Abs. 1. Ist gegen einen Strafgefangenen, an dem 
eine lebenslange Freiheitsstrafe zu vollziehen ist, 
nach Heginn des Strafvollzuges auf eine weiter.e 
Freiheitsstrafe ·erkanntworden, so darf der Zeit­
punkt der voraussichtlichen bedingten Entlassung 
nicht vor dem Zeitpunkt angenommen werden, 
in dem auch die zeitlichen Voraussetzungen für 
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eine bedingte Entlassung aus der w,eiteren Frei­
heitsstrafe vorliegen, wobei in diesem Fall der 
Ber,echnung die seit dem Eintritt der Rechtskraft 
des weiteren Strafurteiles in Strafhaft verbrachte 
Zeit zugrunde zu legen ist. 

(3) Die Entscheidung darüber, ob ein Straf­
gefangener voraussichtlich bedingt entlassen wird 
(Abs. 2), steht dem Vollzugsgericht zu (§ 16 
Abs. 2 Z. 10)." 

38. Nach dem § 150 werden folgende Unter­
abschnitte eingefügt: 

"Sechster Unter abschnitt 

Vollzug anStrafgefangenen,deren 
Unterbringung in einer Anstalt 
für gefährliche Rückfallstät'er 

angeordnet ist 

§ 151. (1) Auf die Anordnung der Unter­
bringung eines Strafgefangenen in einer Anstalt 
für gefährliche Rückfallstäter ist im Strafvoll­
zug im allgemeinen und bei der Arbeitszuweisung 
(§ 47), bei Ausführungen und überstellungen 
(§ 98) sowie bei der Unterbringung (§§ 124, 125) 
besonders Bedacht zu nehmen. 

(2) Solange nicht entschieden ist, daß die über­
stellung des Rechtsbrechers in die Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter nicht mehr notwendig 
ist (§ 24 Abs. 2 des Strafgesetzbuches), sind die 
§§ 144 bis 150 nicht anzuwenden, es sei denn, 
der Strafgefangene wird voraussichtlich bedingt 
entlassen (§ 145 Abs. 2 und 3). 

(3) Wird der Strafgefangene nicht vorzeitig 
entlassen, so hat das Gericht die Prüfung, ob die 
Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche 
Rückfallstäter noch notwendig ist (§ 24 Abs. 2 
des Strafgesetzbuches), spätestens drei Monate 
vor dem Ende der Strafzeit vorzunehmen. Wird 
der Strafgefangene bedingt entlassen, so' ist zu­
gleich auszusprechen, daß die Unterbringung 
nicht mehr notw,endig ist (§§ 24 Abs. 2 und 47 
Abs. 4 des Strafgesetzbuches). 

(4) Ist der Verurteilte aus der Strafhaft in 
eine Anstalt für gefährliche, Rückfallstäter zu 
überstellen, so ist die übersteIlung so zeitig vor­
zunehmen, daß sich der Verurteilte in dem Zeit­
punkt, in dem die Strafzeit endet, schon in der 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter befindet. 
Zu diesem Zweck kann die übersteIlung bis zu 
zwei Wochen vor dem Ende der Strafzeit einge­
leitet werden. Die im Strafvollzug als Eigengeld, 
Hausgeld oder Rücklage gutgesdlriebenen Geld­
beträge sind dem Verurteilten mit dem Tag der 
ObersteIlung im Vollzug der Unterbringung in 
einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter gut­
zuschreiben. Soweit Ordnungsstrafen im Zeit­
punkt der übersteIlung poch nicht oder noch 
nicht zur Gänze vollzogen sind, ist ihr Vollzug 
unbeschadet des § 116 Abs. 6 in der Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter durchzuführen. 

Siebenter Unterabschnitt 

Vor b e r e i tun gei n erb e d i n g t e n' 
E n tl ass un g 

§ 152. (1') Vor der Entscheidung über eine be­
dingte Entlassung (§ 46 des Strafgesetzbuches) hat 
das Gericht (§ 16 Abs. 2 Z. 12) stets in die Akten 
über das Strafverfahren und in den Personalakt 
des Strafgefangenen Einsicht zu nehmen. Wenn 
es zur Vorhersage über das künftige Verhalten 
des zu Entlassenden zweckmäßig ist, ist er vom 
Gericht zu hören. 

(2) Ist die Unterbringung des Strafgefangenen 
in einer Anstalt für gefährLiche Rückfallstäter 
angeordnet, so ist vor der Entscheidung über 
eine bedingte Entlassung auch den Sicherheits­
behörden, in deren Sprengel sich der Entlassene 
zuletzt aufgehalten hat und voraussichtlich 
aufhalten wird, Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben." 

39. Die bisherigen §§ 151 bis 154 erhalten die 
Bezeichnung ,,§ 153" bis ,,§ 156"; Bezeichnung 
und überschrift des Abschnittes vor demneuen 
§ 153 haben zu lauten: 

"V i e r t e r Ab sc h n i t t 

VOLLZUG VON FREIHEITSSTRAFEN, 
DEREN STRAFZEIT EIN JAHR NICHT 

üBERSTEIGT" 

40. Der neue § 153 hat zu lauten: 

"Allgemeine Vorschrift 

§ 153. Für den Vollzug von Freilieitsstrafen, 
deren Strafzeit ein Jahr nicht übersteigt, gelten 
die §§ 131 bis 133 und 148 bis 152 dem Sinne 
nach, soweit im folgenden nichts anderes 
bestimmt wird." 

41. Im neuen § 154 hat der Abs. 2 zu lauten: 

,,(2) Die Frist für den ordentlichen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. Im 
übrigen sind die Strafgefangenen wie Strafgefan­
gene in der Oberstufe des Vollzuges von Frei­
heitsstrafen zu behandeln, deren Strafzeit ein 
Jahr übersteigt." 

42. Der neue § 155 wird wie folgt geändert: 

a) Der Abs. 1 und die Absatzbezeichnung ,,(2)" 
entfallen. 

b) An die Stelle des Wortes "Kerkerstrafen" 
tritt jeweils das Wort "Freilieitsstrafen". 

43. Im neuen § 156 Abs. 2 und 3 tritt an die 
Stelle des Wortes "Kerkerstrafen" jeweils das 
Wort "Freiheitsstrafen". 
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44. Der bisherige sechste Abschnitt des dritten 
Teiles (§§ 155 und 156) entfällt. 

45. Nach dem neuen § 156 werden folgende 
Teile eingefügt: 

" VIERTER TEIL 

Voll zug der mit F r e i h e i t sen t­
z i e h u n g y erb und e n e n vor b e u g e n­

den Maßnahmen 

Erster Abschnitt 

ANORDNUNG DES VOLLZUGES DER MIT 
FREIHEITSENTZIEHUNG VERBUNDENEN 

VORBEUGENDEN MASSNAHMEN 

§ 157. (1) Für die Anordnung des Vollzuges 
der mit Freiheitsentziehung verbundenen vor­
beugenden Maßnahmen gelten die §§ 3 bis 5 
und 7 dem Sinne nach, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird. 

(2) Ist der Vollzug einer mit Freiheitsentzie­
hung verbundenen vorbeugenden Maßnahme drei 
Jahre, nachdem die Maßnahme vollstreckbar ge­
worden ist, noch nicht eingeleitet worden, so 
darf die Maßnahme nur vollzogen werden, wenn 
festgestellt wird, daß die Gefährlichkeit, gegen 
die sich die Maßnahme richtet, noch besteht. 
Die Entscheidung, daß die Gefährlichkeit nicht 
mehr besteht, steht einer bedingten Entlassung 
aus der betreffenden Maßnahme gleich. 

(3) Für dre Entscheidung nach Abs. 2 gilt § 7 
dem Sinne nach. 

Zweiter Abschnitt 

EINRICHTUNGEN UND BEHöRDEN DES 
VOLLZUGES DER MIT FREIHEITSENTZIE­
HUNG VERBUNDENEN VORBEUGENDEN 

MASSNAHMEN 

Anstalten für geistig abnorme Rechtsbrecher 

§ 158. (1) Die Unterbringung geistig abnormer 
Rechtsbrecher ist in den dafür besonders be­
stimmten Anstalten zu vollziehen, soweit in die­
sem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird. 
§ 8 Abs. 4 gilt dem Sinne nach. 

(2) In den Anstalten für geistig abnorme 
Rechtsbrecher darf auch der Strafvollzug an 
Strafgefangenen durchgeführt werden, die wegen 
ihres psychischen Zustandes in anderen Vollzugs­
anstalten nicht sachgemäß behandelt werden kön­
nen oder die sich wegen psychischer Besonder­

Anstalten für entwöhnungs bedürftige Rechts­
brecher 

§ 159. (1) Die Unterbringung entwöhnungs­
bedürftiger Rechtsbrecher ist in den dafür be­
sonders bestimmten Anstalten zu vollziehen, 
soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes 
bestimmt wird. § 8 Abs. 4 gilt dem Sinne nach. 

(2) In den Anstalten für entwöhnungsbedürf­
tige Rechtsbrecher darf auch der Strafvollzug 
an entwöhnungsbedürftigen Strafgefangenen 
(§ 68 a) durchgeführt werden. 

Anstalten für gefährliche Rückfallstäter 

§ 160. (1) Die Unterbringung gefährlicher 
Rückfallstäter ist in den dafür besonders 
bestimmten Anstalten zu vollziehen, soweit in 
diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt 
wird. § 8 Abs. 4 gilt dem Sinne nach. 

(2) Soweit Anstalten zur Unterbringung gefähr­
licher weiblicher Rückfallstäter nicht bestehen, 
darf die Unterbringung gefährlicher weiblicher 
Rückfallstäter in besonderen Abteilungen der 
Frauenstrafvollzugsanstalten vollzogen werden. 

Bestimmung der Zuständigkeit 

§ 161. Die Entscheidung darüber, in welcher 
von mehreren Anstalten für geistig abnorme 
Rechtsbrecher, für entwöhnungsbedürftige 
Rechtsbrecher und für gefährliche Rückfallstäter 
der Vollzug allgemein oder im Einzelfall durch­
zuführen ist, steht dem Bundesministerium· für 
Justiz zu; § 10 Abs. 1 gilt dem Sinne nach. Ebenso 
stehen die Entscheidungen über die Durchfüh­
rung des Vollzuges in einer Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher oder für entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher in den Fällen der §§ 158 
Abs. 2 und 159 Abs. 2 dem Bundesministerium 
für Justiz zu. 

Vollzugsgericht 

§ 162. (1) Vollzugsgericht (§ 16) ist auch der 
in Strafsachen tätige Gerichtshof erster Instanz, 
in dessen Sprengel die mit Freiheitsentziehung 
verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen 
wird. § 16 Abs. 1 zweiter und dritter Satz gilt 
dem Sinne nach. 

(2) Das Vollzugsgericht nach Abs. 1, in den 
Fällen des § 24 Abs. 2 des Strafgesetzbuches aber 
das Vollzugsgericht nach § 16, entscheidet auch: 

heiten nicht für den allgemeinen Vollzug eignen. 1. über die Notwendigkeit der Unterbringung 
Dies gilt für den Vollzug der Unterbringung in oder weiteren Unterbringung in einer Anstalt 
einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechts- für geistig abnorme Rechtsbrecher, in einer An­
brecher und für den Vollzug der Unterbringung stalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher 
in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter I oder in einer Anstalt für gefährliche Rückfalls-
dem Sinne nach. täter (§§ 24, 25 des Strafgesetzbuches); 
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2. über die unbedingte Entlassung aus einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbre­
cher, wenn eine Fortsetzung oder Ergänzung der 
Entwöhnungsbehandlung keinen Erfolg versprä­
che '(§ 47 des Strafgesetzbuches); 

3. über die bedingte Entlassung aus einer An­
stalt für geistig abnorme Rechtsbrecher, einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbre­
cher oder einer Anstalt für gefährliche Rück­
fallstäter und die damit zusammenhängenden 
Anordnungen, über den Widerruf der bedingten 
Entlassung und darüber, daß die bedingte Ent­
lassung endgültig geworden ist, soweit in den 
§§ 179 und 180 nichts anderes bestimmt wird 
(§§ 47 bis 52, 54 und 56 des Strafgesetzbuch,es). 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 163. Die §§ 11 bis 15 und 17 bis 19 gelten 
dem Sinne nach. 

Dritter Abschnitt 

UNTERBRINGUNG IN EINER ANSTALT 
FüR GEISTIG ABNORME RECHTSBRECHER 

Zwecke der Unterbringung 

§ 164. (1) Die Unterbringung in einer Anstalt 
für geistig abnorme Rechtsbrecher soll die Unter­
gebrachten davon abhalten, unter dem Einfluß 
ihrer geistigen oder seelischen Abartigkeit mit 
Strafe bedrohte Handlungen zu begehen. Die 
Unterbringung soll' den Zustand der Unter­
gebrachten. soweit bessern, daß von ihnen die 
Begehung mit Strafe bedrohter Handlungen nicht 
mehr zu erwarten ist, und den Untergebrachten 
zu einer' rechtschaffenen und den Erfordernissen 
des Gemeinschaftslebens angepaßten Lebensein­
stellung verhelfen. 

(2) Soweit die Zeit der Anhaltung auf die 
zugleich mit ihrer Anordnung ausgesprochene 
Strafe anzmechnen ist (§ 24 Abs. 1 des Strafge­
setzbuches), soll der Vollzug auch den Unwert 
des der Verurteilung zugrunde liegenden Verhal-
tens aufzeigen. . 

Unterbringung nach § 21 Abs. 1 des Strafgesetz­
buches 

den Strafgefangenen eingeräumten Rechten ent­
sprechen, dürfen dabei nur insoweit beschränkt 
werden, als dies zur Erreichung der vorgenann­
ten Zwecke unerläßlich ist. Die Rechte der Unter­
gebrachten, die den in den §§ 119 bis 122 den 
Strafgefangenen eingeräumten Rechten entspre­
chen, sowie die Menschenwürde der Unter­
gebrachten, dürfen nicht beeinträchtigt werden. 
Beschwerden, von denen es offensichtlich ist, daß 
ihre Erhebung ausschließlich auf die geistige oder 
seelische Abartigkeit des Untergebrachten und 
nicht auf eine Beeinträchtigung seiner Rechte 
zurückzuführen ist, sind jedoch ohne förmliches 
Verfahren zurückzulegen. 

2. Die Z. 1 gilt dem Sinne nach auch für all­
gemein oder im Einzelfall getroffene Anordnun­
gen hinsichtlich der Pflichten der Untergebrachten 
sowie hinsichtlich der Maßnahmen gegenüber 
Untergebrachten, die Handlungen begangen 
haben, die bei einem Strafgefangenen als Ord­
nungswidrigkeiten anzusehen wären; solche Maß­
nahmen dürfen außerdem den Untergebrachten 
in ihrer Gesamtauswirkung keiner ungünstigeren 
Behandlung unterwerfen, als dies bei einem Straf­
gefangenen zulässig wäre. 

(2) Soweit sich aus Abs. 1 nichts anderes er­
gibt, gelten auch für den Vollzug der Unter­
bringung nach § 21 Abs. 1 des Strafgesetzbuches 
die Bestimmungen des § 166. 

Unterbringung nach § 21 Abs. 2 des Strafgesetz­
buches 

§ 166. (1) Für den Vollzug der Unterbringung 
nach § 21 Abs. 2 des Strafgesetzbuches gelten 
folgende besondere Bestimmungen: 

1. Den Untergebrachten ist auf ihr Ansuchen 
zu gestatten, daß ihnen auch andere als die im 
§ 33 Abs. 2 genannten Gegenstände in ihren 
Gewahrsam überlassen werden, soweit kein Miß­
brauch zu befürchten und die erforderliche über­
wachung möglich ist. Die überlassung von Nah­
rungs- und Genußmitteln ist jedoch nur in den 
in den §§ 30, 34, 38 und 91 bestimmten Fällen 
gestattet. 

2. Der Bezug von Bedarfsgegenständen (§ 34) 
ist den Untergebrachten unbeschadet der §§ 112 
Abs. 2 und 114 Abs. 1 allwöchentlich gestattet. 

§ 165. (1) Für den Vollzug der Unterbringung 3. Die Frist für den ordentlichen Besuchs-
nach § 21 Abs. 1 des Strafgesetzbuches gelten empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 
folgende besondere Bestimmungen: 

1. Die Untergebrachten sind unter Berücksich­
tigung ihres Zustandes zur Erreichung der Voll­
zugs zwecke (§ 164) und zur Aufrechterhaltung 
der Sicherheit und Ordnung in den Anstalten 
so zu behandeln, wie es den Grundsätzen und 
anerkannten Methoden der Psychiatrie, Psycho­
logie und Pädagogik entspricht. Rechte der 
Untergebrachten, die den in den §§ 20 bis 129 

(2) Die Untergebrachten sind zur Erreichung 
der Vollzugszwecke (§ 164) entsprechend ihrem 
Zustand ärztlich, insbesondere psychotherapeu­
tisch, psychohygienisch und erzieherisch zu be­
treuen. Soweit danach Abweichungen von den 
Bestimmungen über den Vollzug der Unter­
bringung (§ 167) erforderlich sind, hat der An­
staltsleiter diese Abweichungen im Rahmen des 
§ 165 Abs. 1 Z. 1 und 2 anzuordnen. 
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Ergänzende Bestimmungen 

§ 167. (I) Soweit die §§ 164 bis 166 nichts 
anderes bestimmen, gelten die §§ 20 bis 129, 
131 bis 135, 146 bis 150 und 152 dem Sinne 
nach. 

(2) Vor der Entscheidung über eine bedingte 
Entlassung ist auch den Sicherheits behörden, in 
deren Sprengel sich der Entlassene zuletzt auf­
gehalten hat und voraussichtlich aufhah:en wird, 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Vierter Abschnitt 

UNTERBRINGUNG IN EINER ANSTALT 
FÜR ENTWöHNUNGSBEDÜRFTIGE 

RECHrSBRECHER 

Zwecke der Unterbringung 

§ 168. (1) Die Unterbringung in einer Anstalt 
für entwöhnungsbedürftige Rechtsbremer soll die 
Untergebramten je nam ihrem Zustand vom 
Mißbrauch berauschender Mittel oder Sumtmittel 
entwöhnen, den Untergebramten zu einer r,emt­
smaffenen und den Erfordernissen des Gemein­
schaftslebens ang,epaßten Le1>ensei'nstellung ver­
helfen und sie davon abhalten, schädlichen Nei­
gungen namzugehen. 

(2) Soweit die Zeit der Anhaltung auf die 
zugleim mit ihrer Anor,dnung ausg,esprochene 
Strafe anzunechnen ist (§ 24 Abs. 1 des Straf­
gesetzbuches), soll der Vollzug aum den Unwert 
des der Verurteilung zugrunde liegenden Verhal­
tens aufzeigen. 

Besondere Bestimmungen 

§ 169. Für die Unterbringung in einer Anstalt 
für entwähnungsbedürftige Remtsbremer gelten 
folgende besondere Bestimmungen: 

1. Den Untergebramten ist auf ihr Ansuchen 
zu gestatten, daß ihnen aum andere als die im 
§ 33 Abs. 2 genannten eigenen Gegenstände in 
ihren Gewahrsam überlassen werden, soweit kein 
Mißbrauch zu befürchten ist und die erforderliche 
Überwamung möglim ist. Die Überlassung von 
Nahrungs- und Genußmitteln ist jedom nur in 
den in den §§ 30, 34, 38 und 91 bestimmten Fäl­
len gestattet. 

2. Der Bezug von Bedarfsgegenständen (§ 34) 
ist den Untergebrachten unbesmadet der §§ 112 
Abs. 2 und 114 Abs. 1 allwöchentlich gestattet. 

3. Die Untergebrachten sind zur Erreichung 
der Vollzugszwecke (§ 168) einer Entwöhnungs­
behandlung zu unterziehen und entsprechend 
ihrem Zustand ärztlich, insbesondere psymo­
therapeutisch, psychohygienisch und erzieherisch 
zu betreuen. -

4. Die Frist für den ordentlichen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 

5. Wird ein Untergebrachter nicht voraussicht­
lich bedingt entlassen, so hat der Entlassungs­
vollzug drei Monate vor dem Ablauf der An­
haltezeit (§ 25 Abs. 1 des Strafgesetzbumes) zu 
beginnen. 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 170. Soweit die §§ 168 und 169 nichts 
anderes bestimmen, gelten die §§ 20 bis 129, 
131 bis 135, 144 bis 150 und 152 dem Sinne 
nach. 

Fünfter Abschnitt 

UNTERBRINGUNG IN EINER ANSTALT 
FüR GEFÄHRLICHE RüCKFALLSTÄTER 

Zwecke der Unterbringung 

§ 171. Die Unterbringung in einer Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter . soll die Untergebram­
ten davon abhalten, schädlichen Neigungen nach­
zugehen, und ihnen zu einer rechtsmaffenen und 
den Erfordernissen des Gemeinschaftslebens an­
gepaßten Lebenseinstellung verhelfen. 

Besitz von Gegenständen 

§ 172. Den Untergebrachten ist auf ihr An­
suchen ZU gestatten, daß ihnen auch andere als 
die im § 33 Abs. 2 genannten eigenen Gegen­
stände in ihren Gewahrsam überlassen werden, 
soweit kein Mißbrauch zu befürmten und die 
erforderliche Überwachung möglich ist. Die 
überlassung von Nahrungs- und Genußmitteln 
ist jedoch nur in den in den §§ 30, ·34, 38 und 
91 bestimmten Fällen gestattet. 

Bezug von Bedarfsgegenständen 

. § 173. Der Bezug von Bedarfsgegenständen 
(§ 34) ist den Untergebramten unbeschadet der 
§§ 112 Abs. 2 und 114 Abs. 1 allwöchentlim ge­
stattet. 

Zulage zur Arbeitsvergütung 

§ 174. Ein Untergebrachter, der sich' gut führt, 
hat nach Ablauf einer Vollzugszeit von zwei 
Jahren mit 'Beginn des nächsten auf diesen Zeit­
punkt folgenden Kalendermonates für jeden 
Arbeitstag eine Zulage in der Höhe von einem 
Viertel, nach Ablauf von zwei weiteren Jahren 
aber in der Höhe der Hälfte der ihm sonst 
gebührenden Arbeitsvergütung zu erhalten. 

Besuchsempfang 

§ 175. Die Frist für den ordentlimen Besuchs­
empfang (§ 93 Abs. 2) beträgt eine Woche. 

Entziehung oder Beschränkung der Zulage zur 
Arbeitsvergütung 

§ 176. (1) Als Strafe für eine Ordnungswidrig­
keit ist auch die Entziehung oder Beschränkung 
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des Rechtes auf Erhalt einer Zulage zur Arbeits­
vergütung (§ 174) zulässig. 

(2) Das Recht auf Erhalt einer Zulage zur 
Arbeitsvergütung darf höchstens für die Dauer 
von acht Wochen entzogen oder in der Weise 
beschränkt werden, daß der Untergebrachte an 
Stelle der Zulage in der Höhe der Hälfte der 
ihm sonst gebührenden Arbeitsvergütung nur 
eine Zulage in der Höhe eines Viertels der 
Arbeitsvergütung erhält. 

(3) § 116 Abs. 5 gilt auch für diese Ordnungs­
strafe. 

Beginn des Entlassungsvollzuges 

§ 177. Wird ein Untergebrachter nicht voraus­
sichtlich bedingt entlassen, so hat der Entlassungs­
vollzug sechs Monate vor dem Ablauf der An­
haltezeit (§ 25 Abs. 1 des Strafgesetzbuches) zu 
beginnen. 

Ergänzende Bestimmungen 

§ 178. Soweit die §§ 171 bis 177 nichts anderes 
bestimmen, gelten die §§ 20 bis 98, 100 bis 129, 
131 bis 135, 144 bis 150 und 152 dem Sinne 
nach. 

FüNFTER TEIL 

Verfahren nach bedingter 
Entlassung 

Zuständiges Geridtt 

§ 179. Werden einem Verurteilten im Zusam­
menhang mit einer bedingten Entlassung Wei­
sungen erteilt oder ein Bewährungshelfer bestellt 
und nimmt der Verurteilte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt· im Sprengel eines Ge­
richtshofes erster Instanz, der nicht im selben 
Bundesland liegt wie das Vollzugsgericht, so geht 
mit dem Eintritt der Rechtskraft der Entschei­
dung über die bedingte Entlassung und die damit 
zusammt:nhängenden Anordnungen die weitere 
Zuständigkeit auf diesen Gerichtshof über. 

Verfahren 

§ 180. (1) Für das Verfahren nach einer beding­
ten Entlassung gilt § 17 dem Sinne nach. 

(2) Vor der Entscheidung über den Widerruf 
der bedingten Entlassung hat das Gericht stets 
in die Akten über das Strafverfahren Einsicht 
zu nehmen und; womöglich den Entlassenen, 
wenn ein Bewährungshelfer bestellt worden ist, 
auch diesen zu hören. Vor dem Ausspruch, daß 
die Entlassung endgültig geworden ist, ist der 
Sieherheitsbehörde, in deren Sprengel sich der 
Entlassene aufhält, Gelegenheit zur Stellung­
nahme zu geben. Außerdem ist vor dieser Ent­
scheidung eine Strafregisterauskunft 'einzuholen 
und, wenn ein Bewährungshelfer bestellt worden 
ist, auch dieser zu hören. 

(3) Das Gericht und die Sicherheitsbehörden 
(§ 177 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 1960) 
können den Entlassenen in vorläufige Verwah­
rung nehmen, wenn dringender Verdacht besteht, 
daß Grund zum Widerruf der bedingten Ent­
lassung vorhanden sei, und die Flucht des Ent­
lassenen zu befürchten ist. Die Beschwerde gegen 
eine vorläufige Verwahrung hat keine aufschie-
bende Wirkung. ' 

(4) Davon, daß eine bedingte Entlassung end­
gültig' geworden ist, ist die Sicherheitsbehörde 
des Aufenthaltsortes des Entlassenen zu benach­
richtigen." 

46. In der Bezeichnung des Teiles vor dem 
bisherigen § 157 tritt an die Stelle des Wortes 
"VIER TER" das Wort "SECHSTER". 

47. Der bisherige § 157 wird Wle folgt ge­
ändert: 

a) Der Paragraph erhält die Bezeichnung 
,,§ 181". 

b) In Abs. 1 erster Satz werden nach dem 
Wort "tritt" die Wörter" , soweit im folgenden 
nich ts anderes bestimmt ist," eingefügt. 

e) Nach Abs. 2 wird folgender neuer Absatz 
angefügt: 

,,(3) Die Änderungen und Ergänzungen dieses 
Bundesgesetzes durch das Strafvollzugsanpas­
sungsgesetz treten mit dem 1. Jänner 1975 in 
Kraft. Vorbereitungen zur Errichtung und zum 
Betrieb besonderer Anstalten für geistig abnorme 
Rechtsbrecher können jedoch schon mit der 
Kundmachung des Strafvollzugsanpassungsgeset­
zes getroffen werden." 

48. Der bisherige § 158 wird wIe folgt ge­
ändert: 

a) Der Paragraph erhält die Bezeichnung 
,,§ 182". 

b) An die Stelle des bisherigen Buchstaben a 
treten folgende Bestimmungen: 

"a) der §§ 44 bis 55 und 75 bis 84 das Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für 
soziale Verwaltung, 

b) der §§ 66 bis 74 und 164 bis 170 das Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz," 

, e) Die bisherigen Buchstaben bund e erhalten 
die Bezeichnungen "e" und "d". 
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Artikel II 

Vollzug der auf Kerker oder Arrest lautenden 
Strafurteile 

1. Strafurteile, die auf schweren Kerker, Ker­
ker, strengen Arrest oder Arrest im Sinne des 
österreichischen Strafgesetzes 1945, A. Slg. Nr. 2, 
lauten, sind so zu vollziehen, als ob sie auf 
Freiheitsstrafe im Sinne des Strafgesetzbuches 
lauteten. 

2. Verschärfung'~n einer Kerker- oder Arrest­
strafe im Sinne des österreichischen Strafgesetzes 
1945, A. Slg. Nr. 2, sind nicht mehr zu voll­
ziehen. 

Artikel III 

Anhaltung geistig abnormer Rechtsbrecher 

(1) 1. Bis zur Aufnahme des Betriebes der er­
forderlichen Anstalten für geIstIg abnorme 
Rechtsbrecher, unbeschadet des Abs. 4 jedoch 
längstens bis zum 31. Dezember 1984, sind zu 
vollziehen: 

a) Unterbringungen nach § 21 Abs. 1 des 
Strafgesetzbuches in öffentlichen Kranken­
anstalten für Geisteskranke und 

b) Unterbringungen nach § 21 Abs. 2 des 
Strafgesetzbuches in Sonder anstalten nach 
§ 8 Abs. 3 Z. 4 des Strafvollzugsgesetzes 
oder in besonderen Abteilungen der An­
stalten zum Vollzug von Freiheitsstrafen. 

(2) Werden Anstalten für geistig abnorme 
Rechtsbrecher teilweise in Betrieb genommen, so 
hat das Bundesministerium für Justiz in sinnge­
mäßer Anwendung des § 161 des Strafvollzugs­
gesetzes zu entscheiden, welche Untergebrachten 
in diese Anstalten zu überstellen sind. 

(3) Ein nach Abs. 1 Z. 1 Buchstabe a in eine 
öffentliche Krankenanstalt Eingewiesener kann, 
wenn es sein Zustand gestattet, in eine Sonder­
anstalt nach § 8 Abs. 3 Z. 4 StVG und ein nach 
Abs. 1 Z. 1 Buchstabe b in eine solche Anstalt 
Eingewiesener, wenn. es sein Zustand erfordert, 
in eine für die Unterbringung nach § 21 Abs. 1 
des Strafgesetzbuches in Betracht kommende 
Anstalt überstellt werden. Für die Entscheidung 
über die übersteIlung gilt § 161 StVG dem 
Sinne nach. 

(4) Die nach Abs. 1 Z. 1 Buchst. a in öffent­
liche Krankenanstalten für Geisteskranke Einge­
wiesenen sind nach Maßgabe der Aufnahme des 

Betriebes in den Anstalten für geIStig abnorme 
Rechtsbrecher, spätestens jedoch bis zu dem im 
Abs. 1 Z. 1 genannten Zeitpunkt, dorthin zu 
überstellen. Von der übersteIlung ist abzusehen, 
wenn der Untergebrachte voraussichtlich binnen 
zwei Monaten von dem ,Zeitpunkt an, zu dem 
seine übersteIlung . möglich wäre, zu entlassen 
sein wird. 

Artikel IV 

Anhaltung entwöhnungsbedürftiger Rechts­
brecher 

Solange die erforderlichen Anstalten für ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher (§ 159 StVG) 
noch nicht errichtet sind oder Personen, auf 
deren Unterbringung das Gericht erkannt hat, 
noch nicht aufnehmen können, ist die Unter­
bringung entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher 
in besonderen Abteilungen von Anstalten zum 
Vollzug von Freiheitsstrafen zu vollziehen. Wer­
den Anstalten für entwöhnungsbedürftige 
Rechtsbrecher teilweise in Betrieb genommen, so 
hat das Bundesministerium für Justiz in sinn­
gemäßer Anwendung des § 161 StVG zu ent­
scheiden, welche Untergebrachten in diese An­
stalten zu überstellen sind. 

Artikel V 

Vollzug der auf Unterbringung in einem Arbeits­
haus lautenden Strafurteile 

1. Die Unterbringung eines Rech·tsbrechers in 
einem Arbeitshaus ist nach dem 31. Dezember 
1974 als Unterbringung in einer Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter (§ 23 des Strafgesetz­
buches) zu vollziehen, wenn die Unterbringung 
nach § 1 Abs. 2 des Arbeitshausgesetzes 1951, 
BGBl. Nr. 211, angeordnet worden ist und fest­
gestellt wird, daß zugleich mit den Voraussetzun­
gen nach § 1 Abs.2 des Arbeitshausgesetzes 1951 
auch die Voraussetzungen nach § 23 des Straf­
gesetzbuches vorgelegen 'sind. Diese Feststellung 
muß bei einem Rechtsbrecher, an dem am 31. De­
zember 1974 die Unterbringung in einem Ar­
beitshaus oder die dieser Unterbringung voran­
gehende Freiheitsstrafe vollzogen wird, späte­
stens bis zu diesem Zeitpunkt in Rechtskraft 
erwachsen sein, sonst spätestens bis zu dem Zeit­
punkt, ab dem die Unterbringung in einem Ar­
beitshaus zu vollziehen wäre. über die Fest­
stellung hat, solange an dem Rechtsbrecher die 
Freiheitsstrafe oder Unterbringung im Arbeits-
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haus vollzogen wird, das Vollzugsgericht (§§ 16, I 
162 StVG), sonst das erkennende Gericht auf 
Antrag des öffentlichen Anklägers zu entscheiden. 

2. Die Unterbringung in einer Anstalt für 
gefährliche Rückfallstäter nach Z. 1 darf zusam­
men mit der vorangehenden Unterbringung in 
einem Arbeitshaus nicht länger als fünf Jahre 
dauern., 

3. Soweit die Unterbringung eines Rechts­
brechers in einem Arbeitshaus nicht nach Z. 1 
als Unterbringung in einer Anstalt für gefähr­
liche RückfaUstäter zu vollziehen ist, darf sie 
nach dem 31. Dezember 1974 nicht mehr voll­
zogen werden. Ebenso darf die Unterbringung 
nicht mehr vollzogen werden, wenn sie im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
nach den §§ 2 und 4 des Arbeitshausgesetzes 1951 
für eine Probezeit aufgeschoben oder der Unter­
gebrachte in diesem Zeitpunkt auf Probe ent­
lassen ist. 

Artikel VI 

Inkrafttreten 

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme des 
Art. V Z. 1 mit 1. Jänner 1975 in Kraft. 

2. Art. V Z. 1 tritt mit 1. August 1974 in 
Kraft. 

Artikel VII 

V olIziehung 

1. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Justiz betraut, soweit 
sich aus Art. I Z. 48 Buchstabe b und aus der 
folgenden Z. 2 nichts anderes ergibt. 

2. Der Bundesminister für Justiz hat bei der 
Vollziehung des Art. Irr das Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz zu pflegen. 

1258 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 15 von 15

www.parlament.gv.at




